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NR. 3 FEBRUAR 2026    Einleitung 

Amerikas fixe Grönlandidee 
Implikationen und Lösungsansätze für Europa 

Michael Paul 

Die strategische Lage der Insel und ihre Ressourcen sind der Grund, weshalb seit dem 

19. Jahrhundert in Regierungskreisen der USA immer wieder die Idee diskutiert wird, 

Grönland zu erwerben. Im Sommer 2019 wollte US-Präsident Donald Trump dem 

Königreich Dänemark erstmals Grönland abkaufen. Mittlerweile hat Trump den 

Besitz und die Kontrolle Grönlands zur »absoluten Notwendigkeit« für die nationale 

Sicherheit erklärt, woraufhin der dänische Geheimdienst erstmals die USA als eine 

potentielle Bedrohung für die Sicherheit des Königreichs bezeichnete, weil diese nicht 

länger den Gebrauch militärischer Gewalt sogar gegen Verbündete ausschlössen. Aber 

geht es Trump tatsächlich um Sicherheit oder nur um den größtmöglichen Immo-

bilienbesitz? Wie ist sein Griff nach Grönland zu bewerten und welche Implikationen 

und Lösungsansätze sind damit verbunden? 

 

Der Erwerb Louisianas von Frankreich 1803 

und Floridas von Spanien 1819 zeigt, dass 

Landkauf oder Landtausch noch vor 200 

Jahren nicht ungewöhnlich war. Nach den 

Erfahrungen der Kolonialherrschaft und 

von zwei Weltkriegen ist das Selbstbestim-

mungsrecht der Völker inzwischen aber das 

Fundament der Beziehungen zwischen den 

Staaten und ein Grundaxiom der Charta 

der Vereinten Nationen. Daher bezeichnete 

Dänemarks Premierministerin Mette 

Frederiksen das Ansinnen Trumps, Grön-

land zu einem Teil der USA zu machen, 

schon 2019 zu Recht als »absurd« und das 

grönländische Außenministerium quittierte 

den Vorstoß in einem Tweet bündig mit 

dem Ausspruch »We’re open for business, 

not for sale«. Jedoch versicherte Frederiksen 

den USA damals, dass Dänemark eine »ver-

stärkte strategische Kooperation in der 

Arktis« begrüßen werde. Trump räumte in 

einer länglichen Rede vor dem US-Kongress 

am 4. März 2025 zwar explizit Grönlands 

Recht auf Selbstbestimmung ein, betonte 

aber erneut, dass ein Besitz der Insel für die 

nationale Sicherheit der USA notwendig sei. 

Einerseits bestätigte Trump damit, dass 

er das Selbstbestimmungsrecht kannte; und 

er billigte es dem grönländischen Volk auch 

zu, selbst über seine Zukunft zu entschei-

den. Andererseits wurde klar, dass der Er-

werb Grönlands zu einer fixen Idee des 

Präsidenten geworden war: Er beharrt da-

rauf, auf die eine oder andere Weise Grön-

land zu »bekommen«. 

https://www.jstor.org/content/oa_chapter_edited/10.3998/mpub.12676130.8?seq=4
https://x.com/GreenlandMFA/status/1162330521155887105
https://www.arctictoday.com/the-us-is-an-important-strategic-partner-in-greenland-says-danish-pm/
https://it.usembassy.gov/remarks-by-president-trump-in-joint-address-to-congress/
https://it.usembassy.gov/remarks-by-president-trump-in-joint-address-to-congress/
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Geht es um Sicherheit oder um 
Immobilienbesitz? 

Sein Argument, die Sicherheitslage im 

arktisch-nordatlantischen Raum sei prekär, 

stützt Trump auf die Behauptung, dass 

Grönland von chinesischen und russischen 

Schiffen geradezu belagert werde. 

Richtig ist, dass im Sommer 2025 erstmals 

mehrere chinesische eisbrechende Schiffe 

im Arktischen Ozean kreuzten und damit 

auch das wachsende strategische Interesse 

Chinas dokumentierten. Die »polare Seiden-

straße« ist ein wichtiger Teil der chinesi-

schen Arktisstrategie. Es gibt aber keine An-

zeichen dafür, dass Peking darüber hinaus 

in der Zone bald eine militärische Präsenz 

anstrebt. Gleichwohl ist eine mögliche künf-

tige Stationierung chinesischer strategischer 

Unterseeboote seit Jahren ein Dauerthema 

unter Sicherheitsexperten; dafür benötigt 

China aber bessere Unterseeboote und 

tiefergehende Kenntnisse des Ozeans. 

Russland wiederum ist der größte arkti-

sche Akteur. Es zeigte aber schon zu sowje-

tischen Zeiten wenig Interesse an Grönland. 

Die Arktische Zone der Russischen Födera-

tion ist selbst reich an Ressourcen. Ihre 

Sicherung und Entwicklung bereitet Mos-

kau hinlänglich Probleme. Derzeit bedarf 

Russland dort keiner zusätzlichen Heraus-

forderungen. Es bleibt aber wie China eine 

potentielle Bedrohung. 

Es scheint, dass Trump in der Grönland-

Frage schlichtweg seinen persönlichen In-

stinkten folgt und in der Insel den größt-

möglichen Immobiliendeal seines Lebens 

sieht. Eine Inbesitznahme wäre außerdem 

die idealtypische Umsetzung seines »Make 

America Great Again«-Slogans und würde 

Kanada – als erklärten nächsten Übernahme-

kandidaten – strategisch umklammern. 

Dies wiederum macht Sinn, wenn es das 

geostrategische Ziel der Trump-Administra-

tion ist, eine von den USA kontrollierte 

nordamerikanische Hemisphäre zu etablie-

ren, die von einem umfassenden Raketen-

abwehrsystem (Golden Dome) geschützt 

wird – ein Vorhaben, an dem aber schon 

Ronald Reagan vor 40 Jahren scheiterte. Es 

überrascht nicht, dass bis heute noch nicht 

einmal Ansätze einer überzeugenden Pla-

nung für das ersehnte Abwehrsystem be-

kannt wurden, und das dürfte weniger an 

der neuen Intransparenz des Pentagons als 

an der alten Unmöglichkeit liegen, einen 

solchen umfassenden Schutzschirm auf-

zuspannen. 

Außerdem könnte ein uneingeschränk-

ter Besitz Grönlands den Aufbau libertärer 

»Freedom Cities« ermöglichen, in denen die 

Souveränität und Rechtsstaatlichkeit des 

Landes von der Herrschaft einer rechts-

radikalen, unregulierten Tech-Elite abgelöst 

werden würde. Die Attraktivität dieser Vision 

für die Ideologen hinter dem Präsidenten 

wäre auch eine plausible Erklärung für die 

Persistenz, mit der Trump an dem Erwerb 

Grönlands festhält. 

Gefahr für Europa und die 
transatlantische Allianz 

Der Erwerb Grönlands ist zwar keine neue 

Idee, Trumps Vorstoß entfaltet aber vor dem 

Hintergrund der aktuellen geopolitischen 

Lage eine besondere Brisanz: Wenn die USA 

als das führende und stärkste Mitglied der 

Nato ihre militärische Stärke nutzen würden, 

um Teile des Territoriums eines anderen 

Bündnismitglieds mit Gewalt zu annektie-

ren, wäre das eine echte Gefahr für Europa 

und die Allianz. Auch die Nato beruht maß-

geblich auf der VN-Charta und in der Nato-

Gründungsakte verpflichten sich alle Mit-

gliedstaaten zur friedlichen Beilegung von 

Konflikten und zum Verzicht auf die An-

drohung und Anwendung von Gewalt. 

Wenn ein Nato-Mitglied die territoriale In-

tegrität eines Bündnismitglieds verletzt, ent-

zieht es damit dem Vertrag die Grundlage. 

Schließlich soll das Nato-Bündnis seine 

Mitglieder schützen und nicht zum Opfer 

eines übergriffigen Hegemons machen. 

Auch in Zukunft werden die USA jedoch 

selbst in der nordamerikanischen Arktis auf 

die Zusammenarbeit mit ihren Verbünde-

ten angewiesen sein. Zu lange hat auch 

Washington die Sicherheit in der Nord-

polarregion vernachlässigt und zu groß und 

aufwendig sind die Herausforderungen, die 

https://www.cbsnews.com/news/trump-repeats-false-or-exaggerated-claims-about-greenland/
https://www.swp-berlin.org/10.18449/2024A68/
https://www.swp-berlin.org/10.18449/2024A68/
https://www.swp-berlin.org/publications/products/aktuell/2025A50_golden_dome.pdf
https://www.nytimes.com/2026/01/29/opinion/prospera-honduras-trump-pardon.html?smid=nytcore-ios-share
https://www.nato.int/en/about-us/official-texts-and-resources/official-texts/1949/04/04/the-north-atlantic-treaty?selectedLocale=de
https://www.nato.int/en/about-us/official-texts-and-resources/official-texts/1949/04/04/the-north-atlantic-treaty?selectedLocale=de
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sich dort stellen. Schwierige geografische 

und extreme klimatische Gegebenheiten 

schaffen operative Bedingungen, die nur in 

Kooperation mit anderen zu bewältigen 

sind. Deshalb bleiben Nato-Fähigkeiten 

nordischer Staaten wie zum Beispiel Nor-

wegens unverzichtbar für die USA, sowohl 

was die Aufklärung russischer Aktivitäten 

als auch was den operativen Einsatz betrifft. 

Mögliche Folgen für die Nato, 
die EU und Deutschland 

Die derzeitige Krise des nordatlantischen 

Bündnisses ist eine durch Washington selbst 

verursachte Krise. In Moskau und Peking 

dürfte die Freude ob dieses unverhofften 

Geschenks groß sein – die Spaltung und 

letztlich Auflösung der Nato zählt zu den 

kühnsten Wunschszenarien beider Länder 

und würde sowohl die neoimperialen Bestre-

bungen des russischen Präsidenten als auch 

den weiteren Aufstieg Chinas befördern. 

Berlin wird damit außen- und sicherheits-

politisch unter doppelten Druck gesetzt: Die 

USA werden politisch und militärisch be-

nötigt, um Verhandlungen mit Moskau und 

ein Ende des russischen Krieges gegen die 

Ukraine zu erwirken. Außerdem lassen sich 

selbst mit der schnellstmöglichen Aufrüs-

tung der Bundeswehr nicht die erheblichen 

Lücken bei strategischen Sensoren und 

Effektoren schließen. Diese müssen deshalb 

kurz- und mittelfristig weiterhin durch US-

Fähigkeiten überbrückt werden. 

Langjährige Annahmen deutscher Politik 

entsprechen nicht mehr der Realität: Wie 

soll eine Allianz mit einer Supermacht 

agieren, wenn diese selbst zur Bedrohung 

wird? Amerika hat plötzlich seine Rolle ge-

wechselt – vom wohlwollenden Hegemo-

nen zum Straßenräuber. Daher muss sich 

Europa neben den bestmöglichen auch der 

schlechtestmöglichen Szenarien gewahr 

sein. In den nächsten Jahren wird es jedoch 

wichtig sein, die USA weiter an Europa zu 

binden (was auch den strategischen Inter-

essen der USA entspricht). Und gleichzeitig 

müssen die Europäer in der Nato so schnell 

wie möglich mehr Verantwortung für 

eigenständige Sicherheit und Verteidigung 

übernehmen. Nur so lassen sich die Folgen 

der neuen Unberechenbarkeit in Washing-

ton ausgleichen, die Trump zu seinem 

Politikstil gemacht hat. Das gilt für Ost- und 

Zentraleuropa ebenso wie für Grönland. 

Polens Premierminister Donald Tusk hat 

zu Recht darauf hingewiesen, dass Europa 

seine Rolle überdenken muss: Es sei ein 

Paradox, dass 500 Millionen Europäer 

300 Millionen Amerikaner benötigen, um 

sich gegen 140 Millionen Russen zu vertei-

digen, die in drei Jahren nicht imstande ge-

wesen seien, mit 40 Millionen Ukrainern 

fertigzuwerden. Europa müsse sich seines 

Potentials bewusst sein und sich als globale 

Macht begreifen. 

Aber die USA als Militär- und Nuklear-

macht zu ersetzen, ist nicht die einzige 

Herausforderung. Die EU muss erst noch zur 

neuen Lebensversicherung werden, indem 

sie eine stärkere Sicherheits- und Verteidi-

gungsfähigkeit entwickelt. Dabei muss die 

Nato in Brüssel und Mons als institutio-

neller Rahmen – mit und/oder ohne die 

USA – erhalten werden, um die kollektive 

Verteidigung zu organisieren. Das Problem 

ist nicht Geld, um Waffen zu kaufen und 

zu stationieren. Die Schwierigkeiten begin-

nen mit Zeit- und Strukturfragen: Wie viel 

Zeit haben die einstigen Verbündeten der 

USA, um eine europäische Verteidigung 

aufzubauen, und wie stark soll diese unter 

welcher neuen Führung sein? Die Verlegung 

alliierter Kommandostrukturen von bei-

spielsweise Norfolk nach Northwood und 

von Mons zurück nach Rocquencourt wäre 

eine vergleichsweise geringe logistische 

Herausforderung, aber ist Europa zu neuen 

militärischen Führungsstrukturen unter 

britisch-deutsch-französischer Leitung be-

reit? Bereit zu einem deutschen SACEUR? 

Es sind schwierige, existentielle Fragen, die 

nun maßgeblich in Berlin, London und 

Paris sowie in Rom und Warschau zu be-

antworten sind, und sie betreffen nicht nur 

den arktisch-nordatlantischen Raum, son-

dern die gesamteuropäische Sicherheit. 

Grönland dient hier als Menetekel und zu-

gleich als mögliche Feuertaufe eines neuen 

europäischen Gestaltungswillens. 

https://www.gov.pl/web/primeminister/historic-summit-in-london--western-leaders-stand-together-for-security-and-ukraine
https://www.swp-berlin.org/publikation/die-eu-zur-lebensversicherung-machen
https://www.swp-berlin.org/publikation/die-eu-zur-lebensversicherung-machen
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Nuuk-Kopenhagen-Washington 
benötigen Interessenausgleich 

Das grönländische Leitmotiv »Nothing 

about us without us« ist wesentlich für das 

Selbstverständnis des Landes. Jedes »Diktat«, 

ob aus Kopenhagen oder Washington, wird 

als neokoloniale Bestrebung betrachtet. Das 

erklärt auch die hohe Ablehnung von 

85 Prozent der Bevölkerung, die im Januar 

2025 angaben, nicht Teil der USA werden 

zu wollen. Im Sinne des Selbstbestimmungs-

rechts kann die Abhängigkeit von Däne-

mark nicht nahtlos in eine neue Abhängig-

keit von den USA übergehen. Gemäß 

Artikel 21.1 des Gesetzes zur Selbstverwal-

tung vom Juni 2009 liegt die Entscheidung 

über Grönlands Unabhängigkeit bei der 

Bevölkerung. Dem Beschluss ist aber ein 

längerer Prozess vorgeschaltet (darunter ein 

Referendum über die erst im Entwurf vor-

liegende Verfassung). Erst danach kann eine 

souveräne Regierung in Nuuk über die 

weitere Zukunft und mögliche Assoziie-

rungsmodelle entscheiden. 

Die gemeinsame Position europäischer 

Regierungen zu den Drohungen der Trump-

Regierung ist ein wichtiges Signal, um 

Washington die Ablehnung einer unrecht-

mäßigen Annexion zu verdeutlichen. Gleich-

zeitig muss in Abstimmung mit Kopenhagen 

und Nuuk überlegt werden, welche und wie 

viele europäische Truppen auf Grönland 

stationiert werden sollen, um der von Trump 

perzipierten Bedrohung durch China und 

Russland sowie einer militärischen Aktion 

der USA entgegenzuwirken. Zunächst sollen 

»Rahmenbedingungen für mögliche mili-

tärische Beiträge zur Unterstützung Däne-

marks bei der Gewährleistung der Sicherheit 

in der Region« erkundet werden. Ausgelotet 

werden sollen zum Beispiel Fähigkeiten zur 

Seeraumüberwachung. Wie beim Zypern-

Konflikt droht nun eine weitere Gemenge-

lage aus kolonialem Erbe und geostrategi-

scher Bedeutung einer Insel die Kooperation 

in der Nato zu belasten. Grönland muss 

aber nicht zum Sprengsatz für die Allianz 

werden. Langfristig wäre allen am besten 

gedient, wenn die Nato in Grönland die 

Reaktivierung und Ausstattung ehemaliger 

US-Militärbasen wie in Kangerlussuaq über-

nehmen und damit zu einer Verbesserung 

der Seeraumüberwachung im arktisch-nord-

atlantischen Raum und zum Schutz Grön-

lands als Bestandteil kollektiver Sicherheit 

beitragen würde (wofür unter Umständen 

auch EU-Programme verwendet werden 

könnten). Dies würde weitgehend den Er-

wartungen entsprechen, die Dänemark bei 

seinem Nato-Beitritt 1949 hatte, mit denen 

es aber schon damals am nationalen Inter-

esse der USA gescheitert ist. 

Im US-Kongress sprachen sich mehrere 

ranghohe republikanische Volksvertreter 

gegen ein militärisches Vorgehen aus. So 

brachte Senatorin Lisa Murkowski aus 

Alaska mit dem ranghöchsten demokrati-

schen Mitglied im Senate Foreign Relations 

Committee Jeanne Shaheen ein Gesetz 

(NATO Unity Protection Act) ein, welches 

die Nutzung öffentlicher Mittel für eine 

gewaltsame Annexion verbietet und die 

hohe Bedeutung einer Bewahrung des Nato-

Bündnisses für die USA betont. Groß ist 

mittlerweile auch die Ablehnung in den 

USA selbst – über 73 Prozent sagen Nein 

zu einer gewaltsamen Aneignung von 

Grönland und die Mehrheit will das Terri-

torium der USA nicht erweitern. 

Es liegt nun zuerst an den Regierungen 

in Kopenhagen, Nuuk und Washington, zu 

einem neuen Kompromiss auf der Basis des 

1951 auf unbefristete Zeit geschlossenen 

Abkommens zu gelangen, das den USA 

bereits weitreichenden Zugang zu Grönland 

bietet. Aber Dänemark und Grönland be-

nötigen auch weitere Unterstützung durch 

ihre europäischen Verbündeten; mehr poli-

tisch-diplomatische Präsenz und mehr 

militärischer Übungsbetrieb auf der Insel 

wären sinnvoll und willkommen.  

Ob mit Blick auf die reaktivierte und er-

weiterte Monroe-Doktrin oder das Abwehr-

projekt »Golden Dome«: Auch jenseits des 

Jahres 2029, ist von einem anhaltenden 

Interesse der USA auszugehen – Grönland 

bleibt geopolitisch Amerikas fixe Idee und 

Europas erste überraschende geopolitische 

Herausforderung. 

Dr. Michael Paul ist Gastwissenschaftler und war von 2007 bis 2025 Senior Fellow in der  

Forschungsgruppe Sicherheitspolitik. 
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